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 CDU/CSU SPD DIE LINKE Bündnis 90/ 
Die Grünen 

FDP AfD 

Aussagen zum Grund-
freibetrag 
(ULA-Position: Muss 
regelmäßig angepasst 
werden, um Existenz-
minimum steuerfrei zu 
halten) 

• Keine Aussagen • Erhöhung über An-
passungen auf 
Grundlage des Exis-
tenzminimumsbe-
richts hinaus „prü-
fen“ 

• Monatlicher Grund-
freibetrag auf 1.050 
Euro erhöhen 
(heute: 638 Euro) 

• Erhöhung zur Entlas-
tung kleiner und 
mittlerer Einkommen 
(nicht quantifiziert) 

• Keine Aussagen • Erhöhen, mittlere 
und geringe Einkom-
men entlasten 

Aussagen zum Steu-
ertarif, kalte Progres-
sion 
(ULA-Position: dauer-
haft abschaffen durch 
festen Indexierungs-
mechanismus für den 
Steuertarif) 

• „Mittelstandsbauch“ 
im Steuertarif (=stei-
ler Progressionsan-
stieg im unteren 
mittleren Bereich) 
abflachen 

• Gesamtentlastung 
bei Einkommens-
steuer: 15 Mrd. Euro 
für „Mitte unserer 
Gesellschaft“ 

• Aufkommensneut-
rale Streckung des 
Steuertarifs. 

• Steuertarif ändern 
mit dem Ziel, alle zu 
entlasten, die in 
Steuerklasse I weni-
ger als 7.100 Euro 
brutto verdienen 

• Vgl. Aussagen zum 
Spitzensteuersatz 

• Langsamerer Anstieg 
der Steuern im unte-
ren und mittleren 
Bereich („Rechtsver-
schiebung“ des Tarifs 
und Abflachung des 
„Mittelstands-
bauchs“) 

• Dauerhafter Einstieg 
in regelmäßige An-
passungen des Steu-
ertarifs („Tarif auf 
Rädern“) 

• Progressiven Anstieg 
der Steuern durch 
Steuerstufen ablösen 

• Tarife, Freibeträge, 
Freigrenzen indexie-
ren, heimliche Steu-
ererhöhungen so 
vermeiden 

Aussagen zum Spitzen-
steuersatz 
(ULA-Position: Steu-
ertarif muss gestreckt 
werden, zu viele Perso-
nen unterliegen in 
Folge unterbliebener 
Anpassung derzeit dem 
(Grenz-)Steuersatz von 
42 %) 

• Spitzensteuersatz 
soll erst ab 60.000 
Euro (Steuerklasse 
III) greifen (heute: 42 
% Steuersatz ab 
54.401 Euro) 

• Steuersatz von 42 
Prozent erst ab 
60.000 Euro (Steuer-
klasse III) erheben 

• Spitzensteuersatz li-
near-progression auf 
45 % anheben (ab 
76.000 Euro in Steu-
erklasse III) 

• Reichensteuer (3 
Prozentpunkte zu-
sätzlich fix ab 
250.000 Euro (Steu-
erklasse III; aktuell: 
250.731 Euro) 

• Reichensteuer von 
60 Prozent oberhalb 
von rund 260.000 
Euro und 75 Prozent 
oberhalb einer 1 
Mio. Euro.  

• Oberhalb von 
100.000 Euro zu ver-
steuernden Einkom-
men (Steuerklasse 
III) Spitzensteuersatz 
erhöhen (nicht quan-
tifiziert) 

• Keine Aussagen • Keine Aussagen 
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 CDU/CSU SPD DIE LINKE Bündnis 90/ 
Die Grünen 

FDP AfD 

Aussagen zum Solida-
ritätszuschlag 
(ULA-Position: 
schnellstmöglich ab-
schaffen) 

• Ab dem Jahr 2020 
schrittweise 
schnellstmöglich ab-
schaffen (Entlas-
tungsvolumen 4 
Mrd. Euro bis 2021) 

• Zunächst ab 2020 für 
kleine und mittlere 
Einkommen abschaf-
fen (Entlastungsvolu-
men 10 Mrd. Euro) 

• Keine Aussagen • Keine Aussagen • Solidaritätszuschlag 
bis 2019 abschaffen 

• Keine Aussagen 

Aussagen zum Ehegat-
tensplitting 
(ULA-Position: Behand-
lung von Ehepaaren als 
eine „wirtschaftliche 
Einheit“ ist verfas-
sungsrechtlich geboten 
und rechtfertigt das 
Splitting; hohe Belas-
tung der Einkommen in 
Steuerklasse V ist psy-
chologisch abschre-
ckend aber technisch 
gesehen nur eine „Ver-
zerrung“) 

• Keine Aussagen • Erhalt des Ehegat-
tensplittings für heu-
tige Eheleute 

• Familientarif (max. 
20.000 Euro Einkom-
men übertragbar) 
mit Kinderbonus 

• Ersetzung des Split-
tings durch familien-
freundliche Modelle 

• Nicht ausgeschöpfte 
Grundfreibeträge 
übertragbar machen 

• Ehepaare künftig in-
dividuell besteuern 

• Für Bestandsfälle: 
Wahlrecht zwischen 
Splitting oder Indivi-
dualbesteuerung mit 
Förderung aus Fami-
lienbudget 

• Festhalten am Ehe-
gattensplitting 

• Ergänzung des Ehe-
gattensplittings um 
Familiensplitting 

Aussagen zu Kinder-
geld / Kinderfreibe-
trag, sonstige Famili-
enförderung  
(ULA-Position: Beste-
hendes System aus 
Ehegattensplitting, Kin-
dergeld und Kinderfrei-
beträgen erhalten) 

• Kinderfreibetrag in 
zwei Schritten auf Ni-
veau der Erwachse-
nen anheben (heute: 
Grundfreibetrag  
7.664 Euro, heute: 
Kinderfreibetrag: 
4.716 Euro zzgl. 
2.650 Euro Betreu-
ungsfreibetrag) 

• Kinderzuschlag zum 
Kindergeld (für El-
tern mit niedrigen 
Einkommen) in Kin-
dergeld integrieren 

• Kindergeld sofort auf 
328 Euro erhöhen 
(heute: 192 Euro für 
1. und 2. Kind; 223 
Euro ab 4. Kind) 

• Familienbudget mit 
einem Volumen von 
12 Mrd. Euro einfüh-
ren 

• Einkommensunab-
hängige Kinder-
grundsicherung ein-
führen als Ersatz für 
Kindergeld und die 
Kinderfreibeträge 

• Wahlrecht für Eltern 
zwischen altem und 
neuen Recht bei Ein-
führung 

• Bündelung kinderpo-
litischer Maßnahmen 
in einem „Kindergeld 
2.0“ 

• Kinderfreibeträge er-
halten und anheben 

• Betreuungskosten in 
vollem Umfang ab-
ziehbar machen 

• Umfassender Leis-
tungsausgleich (Ziel: 
Steuer- und Beitrags-
gerechtigkeit für Fa-
milien) 

• Familiennahe Be-
treuung fördern 

• Leitbild der traditio-
nellen Familie stär-
ken 

http://www.ula.de/
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 CDU/CSU SPD DIE LINKE Bündnis 90/ 
Die Grünen 

FDP AfD 

Aussagen zur Abgel-
tungsteuer 
(ULA-Position: Abgel-
tungssteuer wurde bei 
Einführung begrüßt,) 

• Abgeltungsteuer 
durch Individualbe-
steuerung ersetzen 
(wenn funktionieren-
der Informationsaus-
tausch der Finanzbe-
hörden besteht) 

• Abgeltungsteuer ab-
schaffen (Einkom-
men aus Kapital und 
Arbeit gleich besteu-
ern) 

• Abgeltungssteuer ab-
schaffen (Sparer-
pauschbetrag aber 
erhalten) 

• Keine Aussagen • Keine Aussagen • Keine Aussagen 

Aussagen zur Vermö-
gensteuer 
(ULA-Position: Sub-
stanz-Besteuerung von 
Vermögen wäre verfas-
sungswidrig) 

• Wiedereinführung 
der Vermögensteuer 
wird ausgeschlossen 

• Keine Aussagen • 5 % Vermögensteuer 
oberhalb einer Frei-
grenze von 1 Mio 
bzw. 5 Mio bei be-
triebsnotwendigem 
Vermögen 

• Wiedereinführung 
einer verfassungsfes-
ten Vermögensteuer 
für „Superreiche“ 

• Wiedereinführung 
einer Vermögen-
steuer wird abge-
lehnt (drohende 
schädliche Substanz-
besteuerung bei Un-
ternehmen) 

• Gegen Reaktivierung 
der Vermögensteuer 

Aussagen zur Erb-
schaftsteuer 
(ULA-Position: derzeit 
kein Handlungsbedarf) 

• Keine weiteren Ver-
schlechterungen 
bzw. Erhöhungen 

• Wirksame Besteue-
rung sehr großer Erb-
schaften sicherstel-
len 

• Schlupflöcher schlie-
ßen 

• Höhere Steuern auf 
große Erbschaften 

• Normales selbstge-
nutztes Wohneigen-
tum freistellen 

• Einfaches und ge-
rechtes System 
(wenn jüngste Re-
form vor Bundesver-
fassungsgericht 
scheitert) 

• Verschärfung der 
Erbschaftsteuer wird 
abgelehnt  

• Für Abschaffung der 
Erbschaftsteuer als 
„Substanzsteuer“ 

Aussagen zur Förde-
rung von Forschung 
und Entwicklung 
(ULA-Position: Förde-
rung möglichst flächen-
deckend einführen) 

• Förderung von For-
schung und Entwick-
lung in kleinen und 
mittleren Unterneh-
men (Volumen: 2 
Mrd. Euro) 

• „Forschungsbonus“ 
für Unternehmen, 
die Personal für For-
schung und Entwick-

lung einstellen. 

• Gezielte Förderung 
von kleinen und 
mittleren Unterneh-
men (Kontext: Auf-
bau regionaler Wert-
schöpfungsketten) 

• Förderung kleiner 
und mittlerer Unter-
nehmen (Kontext: 
ökologische Moder-
nisierung) 

• Förderung in Form 
von Steuergutschrif-
ten („Forschungsprä-
mie“) 

• Steuerliche Bedin-
gungen für For-
schung und Entwick-
lung verbessern 

Aussagen zur Finanz-
transaktionssteuer 
(ULA-Position: Finanz-
transaktionssteuer 
sollte auf keinen Fall 
Kapitalanlage für Al-
tersvorsorge erschwe-
ren) 

 

• Finanztransaktions-
steuer in Zusammen-
arbeit mit anderen 
Staaten für eine sol-
che Steuer 

• Einsatz auf europäi-
scher Ebene für Fi-
nanztransaktions-
teuer 

• Für eine Finanztrans-
aktionsteuer 

• Finanztransaktions-
steuer, um Hochfre-
quenzhandel auszu-
bremsen 

• Ablehnung einer Fi-
nanztransaktions-
steuer 

• Keine Aussagen 
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